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Nach Artikel 3 Abs. 1 des 15. StrafrechtsÅnderungsgeset-

zes vom 18. 5. 1976 (BGBl. IS. 1213) darf ein Schwan-

gerschaftsabbruch Ç soweit er nach $ 218 a StGB straf-

frei ist Ç nur in einem Krankenhaus oder einer hierfÄr

zugelassenen Einrichtung vorgenommen werden. Ein nie-

dergelassener Arzt darf den indizierten und deshalb straf-

freien Schwangerschaftsabbruch in seiner Praxis sonach

nur vornehmen, wenn diese von der zustÅndigen Landes-

behÉrde hierfÄr fÉrmlich zugelassen ist. Von dieser MÉg-

lichkeit der Zulassung von Arztpraxen fÄr Schwanger-

schaftsabbrÄche haben die einzelnen BundeslÅnder bis-

her in unterschiedlicher Weise Gebrauch gemacht. Zum

Teil sind die Voraussetzungen fÄr die Zulassung in lan-

desrechtlichen Richtlinien geregelt (vgl. die Ñbersicht bei

SchÉnke-SchrÉder-Eser: Strafgesetzbuch, 21. Aufl. 1982,

$ 218 b Rz 2). Nicht selten werden AntrÅge von Örzten

auf Zulassung ihrer Praxis fÄr die DurchfÄhrung von

SchwangerschaftsabbrÄchen abgelehnt mit der BegrÄn-

dung, der ambulante Schwangerschaftsabbruch sei

wegen der Gefahr ernstlicher Komplikationen mit einem

hÉheren Risiko behaftet als der gleiche Eingriff in einem

Krankenhaus. Teilweise wird die Ablehnung auch damit

begrÄndet, daÜ ausreichende MÉglichkeiten bestÄnden,

den Eingriff im Krankenhaus durchzufÄhren, so daÜ ein

zusÅtzlicher Bedarf an weiteren Einrichtungen nicht vor-

handen sei. Mit zwei derartigen FÅllen hat sich die Recht-

sprechung in jÄngster Zeit befaÜt.

Verweigerung der Genehmigung wegen fehlenden Be-

darfs

Das Verwaltungsgericht (VG) Hannover hat in einem

Urteil vom 21. 1. 1982 Ç 5 VG A 202/80 Ç den Bescheid

der BehÉrde, die den Antrag eines Frauenarztes (des

KlÅgers) auf Zulassung seiner Praxis zur DurchfÄhrung

von SchwangerschaftsabbrÄchen mit der BegrÄndung

abgelehnt hatte, daÜ der stationÅren Vornahme von

SchwangerschaftsabbrÄchen der Vorzug gegeben werde

und sonstige Einrichtungen daher nur zugelassen wÄr-

den, wenn ein entsprechender zusÅtzlicher Bedarf

bestehe, fÄr rechtswidrig erachtet und zur BegrÄndung

unter anderem ausgefÄhrt: áNach Art. 3 Abs. 1 des

FÄnfzehnten StrafrechtsÅnderungsgesetzes vom 18. 5.

1976 ... darf der Schwangerschaftsabbruch nur in

einem Krankenhaus oder in einer hierfÄr zugelassenen

Einrichtung vorgenommen werden... Durch diese

gesetzlichen Regelungen hat das berufliche BetÅtigungs-

feld eines GynÅkologen eine Erweiterung erfahren, die

... als Teil seiner BerufsausÄbung im Sinne des Art. 12

Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes (GG) anzusehen ist.

Die Bestimmung, unter welchen Voraussetzungen eine

Einrichtung im Sinne der genannten gesetzlichen Vor-

schriften zugelassen werden kann, hat der Bundesgesetz-

geber nicht selbst getroffen... Solange und soweit der

Bund von seinem Gesetzgebungsrecht keinen Gebrauch

macht, haben die LÅnder die Befugnis zur Gesetzge-

bung. ... In Niedersachsen ist die erforderliche Regelung

durch den RunderlaÜ..... vom 28. 12. 1976... . getroffen

worden, der Richtlinien fÄr die Zulassung von Einrich-

tungen zur DurchfÄhrung von SchwangerschaftsabbrÄ-

chen enthÅlt und Ç was die Grundsatzfrage angeht Ç wie

folgt lautet: áEine Einrichtung kann grundsÅtzlich nur

zugelassen werden, wenn unter BerÄcksichtigung der

BettenkapazitÅt und Bettenausnutzung der im Bereich

der Einrichtung liegenden und zur Vornahme von

SchwangerschaftsabbrÄchen bereiten .... KrankenhÅuser

und Privatkrankenanstalten die medizinische Versorgung

anders nicht gesichert erscheint. Um sicherzustellen, daÜ

der Eingriff in der zugelassenen Einrichtung keine grÉÜe-

ren Risiken birgt als ein stationÅr durchgefÄhrter

Schwangerschaftsabbruch, sind an die personelle und

apparative Ausstattung entsprechende Anforderungen zu

stellen. . .à

Dieser ErlaÜ ... genÄgt indessen nicht den Anforde-

rungen des Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG. Danach kann die

BerufsausÄbung durch Gesetz oder auf Grund eines

Gesetzes geregelt werden. Darunter ist ein Gesetz im

formellen Sinne zu verstehen... Runderlasse sind keine

Rechtsnorm in diesem Sinne. . . Sie enthalten nur verwal-

tungsinterne Anordnungen und haben nur gesetzesinter-

pretierende Bedeutung; das Gericht ist an sie nicht ge-

bunden...

Dieser Mangel kann auch nicht auf Grund Äbergeord-

neter Gesichtspunkte als geheilt betrachtet werden. In

der Rechtsprechung ist zwar anerkannt, daÜ eine sich aus

Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG ergebende RegelungslÄcke des

Gesetzes fÄr eine Ñbergangszeit hinzunehmen ist, wenn

nur auf diese Weise die sonst eintretende FunktionsunfÅ-

higkeit notwendiger VerwaltungstÅtigkeit vermieden

werden kann und wenn der in Rede stehende Einzelein-

griff Ç ungeachtet seines formellen Gesetzesmangels Ç der

Sache nach zu billigen ist... Das ist ... hier indessen

nicht der Fall.

Zwar wird in den angefochtenen Entscheidungen ent-

sprechend dem ErlaÜ ... auf die ernste Verantwortung
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fÄr die Gesundheit der Frauen hingewiesen. Dieser unter

den Oberbegriff der Volksgesundheit einzuordnende

Éffentliche Belang stellt zweifellos ein wichtiges, schÄt-

zenswertes Gemeinschaftsgut dar. Seine BerÄcksichti-

gung ist in der Sache ohne Zweifel auch geboten, wÅre

aber fÄr die Ablehnung der Zulassung von ambulanten

SchwangerschaftsabbrÄchen mÉglicherweise nicht ein-

mal erforderlich, da es sich, wie ausgefÄhrt, dabei um

eine Regelung der BerufsausÄbung handelt. Nach der...

Stufentheorie des Bundesverfassungsgerichts ... ist der

Gesetzgeber inhaltlich um so freier, je mehr er eine

AusÄbungsregelung trifft, um so begrenzter, je mehr er

Berufswahlregelungen trifft. ..

Wenn nach alledem zwar an die Regelung der Berufs-

ausÄbung geringere Anforderungen gestellt werden, so

hÅlt die Kammer die in dem ErlaÜ... . vom 28. 12. 1976

vertretene Auffassung, die von der Beklagten in den

angefochtenen Bescheiden geteilt wird, daÜ nÅmlich son-

stige Einrichtungen nur zugelassen werden kÉnnen, wenn

ein Bedarf daran besteht, das heiÜt, wenn die Bettenka-

pazitÅt in den KrankenhÅusern nicht ausreicht, gleich-

wohl nicht fÄr stichhaltig, und zwar aus folgenden ErwÅ-

gungen:

Dem von... der Beklagten sachgerecht in den Vorder-

grund gestellten Gut der Gesundheit der Frauen droht

nicht bereits dann Gefahr, wenn sein Schutz einem frei-

praktizierenden GynÅkologen anvertraut wird... Die

Fassung, daÜ der Schwangerschaftsabbruch ánur in

einem Krankenhaus oder in einer hierfÄr zugelassenen

Einrichtung vorgenommen werden darfà, lÅÜt keinerlei

Anhaltspunkte dafÄr erkennen, daÜ dem an erster Stelle

genannten Krankenhaus der Vorzug hat gegeben werden

sollen. .. Im Ergebnis lÅuft die so in Niedersachsen prak-

tizierte Regelung vielmehr ... auf eine wettbewerbs-

rechtliche BedÄrfnisprÄfung hinaus, die unzulÅssig ist,

weil sie Personen, die die betreffende TÅtigkeit bereits

ausÄben, nÅmlich Örzte in KrankenhÅusern, ihren Besitz-

stand sichern will...

Wenn die Regelungsbefugnis des Gesetzgebers im

Bereich der BerufsausÄbung auch am freiesten ist... .,

muÜ hier aber allein entscheidend sein, daÜ bei der

Zulassung des KlÅgers zur DurchfÄhrung ambulanter

SchwangerschaftsabbrÄche keineswegs mit dem Eintritt

zusÅtzlicher, Äber das normale Risiko hinausgehender

Gefahren fÄr die Gesundheit der betroffenen Frauen

gerechnet werden muÜ. Dazu ist auf die oben zitierte

Passage des Erlasses ... hinzuweisen, wonach an die

personelle und apparative Ausstattung entsprechende

Anforderungen zu stellen seien, um sicherzustellen, daÜ

der Eingriff in der zugelassenen Einrichtung keine grÉÜe-

ren Risiken berge als ein stationÅr durchgefÄhrter

Schwangerschaftsabbruch. .. Nach dieser Formulierung

...ist davon auszugehen, daÜ bei ErfÄllung der unter II.

der Richtlinien im einzelnen aufgefÄhrten besonderen

Voraussetzungen das Risiko eines ambulant durchge-

fÄhrten Schwangerschaftsabbruches nicht hÉher einge-

schÅtzt wird als das eines stationÅr durchgefÄhrten Ein-

Ç

griffs. Sind die geforderten Voraussetzungen personelle,

und apparativer Art sÅmtlich erfÄllt ..., so kann eine

ablehnende Entscheidung nicht mit der BegrÄndun

gerechtfertigt werden, daÜ sie... um der Volksgesund.

heit willen geboten sei. Eine solche BegrÄndung komm:

im Bereich der BerufsausÄbung in ihrer Auswirkung

einer ZulassungsbeschrÅnkung nahe. . .à

Ablehnung wegen erhÉhter Risiken bei ambulanten Ein.

griffen

Mit einem Fall, in dem die zustÅndige BehÉrde die

Genehmigung zur Vornahme ambulanter Schwanger.

schaftsabbrÄche wegen erhÉhter Risiken solcher Ein-

griffe versagt hatte, muÜte sich das VG Karlsruhe in

einem Urteil vom 5.4. 1984 Ç 8 K 238/83 Ç beschÅftigen,

Das Gericht geht davon aus, daÜ die Zulassung einer

Einrichtung zur Vornahme von SchwangerschaftsabbrÄ-

chen in Baden-WÄrttemberg zwar im Ermessen der

zustÅndigen BehÉrde steht, diese jedoch bei ihrer Ent-

scheidung áneben dem notwendigen Schutz der Gesund-

heit der betroffenen Schwangeren auch das Recht der

freien BerufsausÄbung des Arztes unter Beachtung der

bundesgesetzlich getroffenen Grundsatzentscheidung

angemessenà zu berÄcksichtigen hat. Das ist nach Auf-

fassung des Gerichts im vorliegenden Fall nicht gesche-

hen. Das Urteil fÄhrt unter anderem aus:

áDie Versagung der Zulassung der Praxis des KlÅgers

als Einrichtung fÄr die Vornahme von Schwangerschafts-

abbrÄchen hat das Ministerium .. . darauf gestÄtzt, daÜ

der Schwangerschaftsabbruch in der Praxis eines nieder-

gelassenen Arztes wegen der Gefahr ernstlicher Kompli-

kationen, die bei SchwangerschaftsabbrÄchen nicht sel-

ten vorkÅmen, mit einem hÉheren Risiko behaftet sei als

der gleiche Eingriff in einem Krankenhaus, selbst wenn er

dort ambulant durchgefÄhrt werde. Deshalb sieht das

Ministerium ... ganz allgemein von der Zulassung von

Arztpraxen als Einrichtungen zur DurchfÄhrung von

SchwangerschaftsabbrÄchen ab... Diese Verwaltungs-

Äbung ist nach Auffassung der Kammer freilich mit dem

Recht der freien BerufsausÄbung des Arztes nicht verein-

bar. Denn mit der Entscheidung, Arztpraxen ganz allge-

mein keine Zulassung zur Vornahme von Schwanger-

schaftsabbrÄchen zu erteilen, lÅÜt die Verwaltung des

Landes Baden-WÄrttemberg die bundesgesetzlich vorge-

sehene MÉglichkeit der Zulassung anderer Einrichtungen

als KrankenhÅuser zur DurchfÄhrung von Schwanger-

schaftsabbrÄchen unter Verletzung des Artikels 12 Abs.

1 Satz 2 GG im Ergebnis leerlaufen. ...

Mit der danach in unzulÅssiger Weise auf allgemeine

ErwÅgungen gestÄtzten Versagung der Zulassung der

Praxis des KlÅgers zur Vornahme von Schwangerschafts-

abbrÄchen hat das Ministerium ... . das ihm durch Art. 3

Abs. 1 des 5. Gesetzes zur Reform des Strafrechts in der

Fassung des 15. StrafrechtsÅnderungsgesetzes einge-

rÅumte Ermessen nicht fehlerfrei ausgeÄbt. Der ange-

fochtene Bescheid ... ist deshalb rechtswidrig und ver-
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letzt den KlÅger in seinem Recht auf freie Berufsaus-

Äbung. Der KlÅger hat mithin einen Anspruch auf

erneute Bescheidung seines Antrags auf Zulassung seiner

Praxis als Einrichtung fÄr die DurchfÄhrung von

SchwangerschaftsabbrÄchen. Unter BerÄcksichtigung des

notwendigen Schutzes der Gesundheit der Schwangeren

einerseits und der Årztlichen Berufsfreiheit andererseits

hÅlt die erkennende Kammer es fÄr gerechtfertigt, daÜ

die Zulassung der Praxis eines niedergelassenen Arztes

fÄr die DurchfÄhrung von SchwangerschaftsabbrÄchen

in jederzeit widerruflicher Weise nur einem Facharzt fÄr

Frauenheilkunde und Geburtshilfe erteilt wird, der die

erforderliche ZuverlÅssigkeit besitzt. Die Zulassung kann

ferner mit Auflagen hinsichtlich der personellen und

sachlichen Ausstattung der Einrichtung versehen werden,

die sicherstellen, daÜ der Eingriff mÉglichst gefahrlos

vorgenommen wird, und die notwendige medizinische

Nachbehandlung gewÅhrleisten. Entsprechend den in

einigen anderen BundeslÅndern geltenden Regelungen

und den Richtlinien des Bundesausschusses der Örzte

und Krankenkassen Äber sonstige Hilfen: Örztliche MaÜ-

nahmen zur EmpfÅngnisregelung, zur Sterilisation und

zum Schwangerschaftsabbruch ... hÅlt die Kammer es

schlieÜlich fÄr denkbar, daÜ die Zulassung auf Eingriffe

bis zur 8. Schwangerschaftswoche, gerechnet vom Zeit-

punkt der EmpfÅngnis an, beschrÅnkt wird... .à

Beiden Entscheidungen ist in vollem Umfang beizu-

pflichten.

Rechtsanwalt Dr. H.-J. Rieger
7500 Karlsruhe 41, OstpreuÜenstr. 13

Fragen aus der Praxis

RÉntgendiagnostik des Magens

Welche der zur VerfÄgung stehenden RÉntgenmethoden

(Reliefmethode, Doppelkontrastmethode) sollte in der

Magendiagnostik bevorzugt angewandt werden?

Antwort: In der RÉntgendiagnostik stehen grundsÅtzlich drei

RÉntgenmethoden zur VerfÄgung: die PrallfÄllungstechnik, die

sogenannte Reliefdarstellung und die Doppelkontrastmethode.

Mit der PrallfÄllungstechnik kÉnnen nur tangential darstell-

bare Abschnitte des Magens beurteilt werden, vor allem die

Kurvaturen und nur teilweise Vorder- und Hinterwand. Prinzi-

piell ist nur die mehr oder minder grobe Profildarstellung einer

LÅsion mÉglich, ein Aufsichtsbild wird nicht erzielt, feinere

SchleimhautverÅnderungen sind Äberhaupt nicht erfaÜbar.

PrallfÄllungsbilder kÉnnen wichtige Hinweise auf die MotilitÅt

des Magens und die ElastizitÅt der Wandungen geben, sind als

alleinige Untersuchung jedoch unzureichend.

Als Reliefmethode werden die Darstellung der Magen-

schleimhautfalten mit geringer Kontrastmittelmenge in RÄk-

ken- oder Bauchlage und die Kompressionstechnik zusammen-

gefaÜt. Die Schleimhautaufnahme des Magens mit geringer

Kontrastmittelmenge erlaubt die Darstellung des Faltenreliefs

im Antrum und im Corpus ventriculi an der Hinterwand (RÄk-

kenlage) und an der Vorderwand (Bauchlage). Der Fornix wird

im allgemeinen vÉllig unzureichend erfaÜt, auch die Kurvaturen

werden mit dieser Methode ungenÄgend dargestellt. DarÄber

hinaus ist sie bei einem groÜen Teil der Patienten aufgrund der

Magenlage und der unzureichenden Entfaltung mit aneinander-

liegender Vorder- und Hinterwand sehr ungenau und kann zu

erheblichen Fehlinterpretationen fÄhren. Die Kompression des

Magens wiederum ist nur im Bereich der distalen Magenab-

schnitte und bei vielen adipÉsen Patienten Äberhaupt nicht

mÉglich.

Die Doppelkontrastmethode ist die einzige Technik, die

sÅmtliche Magenabschnitte und die SchleimhautoberflÅche

vollstÅndig erfaÜt. Ferner erlaubt die Doppelkontrastdarstel-

lung der gleichmÅÜig durch die Luftinsufflation ausgebreiteten

Magenschleimhaut eine Detailerkennbarkeit, die mit keiner

anderen Methode erreicht wird, so daÜ nach eigenen Phantom-

versuchen Niveauunterschiede bis zu 0,2 mm bei optimaler

Technik noch sicher erfaÜt werden (Treichel, J.: Doppelkon-

trastuntersuchung des Magens. Untersuchungstechnik und

systematische Morphologie der Magenerkrankungen. Thieme,

Stuttgart-New York 1982). Unter den in der Magendiagnostik

maÜgeblichen Radiologen besteht seit fast einem Jahrzehnt

Einigkeit darÄber, daÜ eine Magenuntersuchung in jedem Falle

in Doppelkontrast zu erfolgen hat und nur unter dieser Bedin-

gung der Endoskopie als makroskopischer Methode gleichwer-

tig sein kann (Shirakabe, Ichikawa [Japan], Laufer [USA]).

Ñberzeugender als Phantomversuche sind sicherlich die mit der

Doppelkontrasttechnik erzielten Erfolge bei der Diagnostik des

MagenfrÄhkarzinoms, dessen Entdeckung mit PrallfÄllungs-

und Relieftechnik mehr oder weniger einen GlÄcksfall bedeu-

tete, wÅhrend der Nachweis des FrÄhkarzinoms im Doppelkon-

trast bei einer FlÅchenausdehnung von mehr als 1 cm kaum

Schwierigkeiten bereitet. Bei eigenen Untersuchungen wurde

von 31 rÉntgenologisch und endoskopisch untersuchten

MagenfrÄhkarzinomen Ç bei der Äberwiegenden Zahl der FÅlle

ging die RÉntgenuntersuchung voraus Ç die LÅsion mit der

kombinierten Doppelkontrastmethode (PrallfÄllung, Doppel-

kontrast, Kompression) in 28 FÅllen entdeckt und in drei FÅllen

Äbersehen, wÅhrend endoskopisch 29 FrÄhkarzinome entdeckt

und zwei Äbersehen wurden. Auch bei Kenntnis des Befundes

waren mit PrallfÄllung nur zwÉlf dieser FrÄhkarzinome, mit der


